
 

 

 

BUNDESFINANZHOF 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unternehmereigenschaft einer Gemeinde bei Einsatz e ines mit 
Werbeaufdrucken versehenen Fahrzeugs 
 
Eine Gemeinde, die sich als Gegenleistung für die Ü bereignung 
eines mit Werbeaufdrucken versehenen Fahrzeugs (Wer bemobil) 
verpflichtet, dieses für die Dauer von fünf Jahren in der Öf-
fentlichkeit zu bewegen, ist Unternehmerin. Dies gi lt auch 
dann, wenn die in Abschn. 23 Abs. 4 UStR 2005 genan nte Umsatz-
grenze von 30.678 € nicht erreicht wird.  
 
 
 
UStG § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1, § 2 Abs. 1 und 3, § 3  Abs. 9 
Satz 1 und Abs. 12 Satz 2, § 3a Abs. 4 Nr. 2, § 15 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1, § 19 
Richtlinie 77/388/EWG Art. 2 Nr. 1, Art. 17 Abs. 2 Buchst. a, 
Art. 4 Abs. 1 und 5 
 
Urteil vom 17. März 2010     XI R 17/08 
 
Vorinstanz: FG München vom 30. Januar 2008  14 K 16 1/07 (EFG 
2008, 1071) 
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G r ü n d e  

 

I. Streitig ist, ob die Klägerin und Revisionsbekla gte (Kläge-

rin) Vorsteuern aus einer Rechnung der Marktgemeind e A 

(Gemeinde) geltend machen kann. 

 

Die Klägerin vermarktet Werbemobile. Sie bietet daz u Vertrags-

partnern, vor allem Kommunen, Sportvereinen und soz ialen Ein-

richtungen, die Überlassung eines mit Werbeaufschri ften zu 

versehenden Fahrzeugs  auf der Basis eines vorbereiteten Ver-

tragstextes an. Sind genügend Werbekunden gefunden,  beschafft 

die Klägerin ein Fahrzeug, beklebt es mit Werbeaufs chriften 

auf eigene Kosten und vereinnahmt von den Werbeinte ressenten 

das Entgelt für die Werbefläche. Nach der Beschrift ung wird 

das Fahrzeug dem Vertragspartner --hier der Gemeind e-- über-

eignet, der sich verpflichtet, über eine Vertragsla ufzeit von 

5 Jahren das Werbemobil zur Erreichung der Werbewir ksamkeit in 

der Öffentlichkeit zu bewegen. 

 

Im Vertrag vom 2. Januar 2006 verpflichtete sich di e Klägerin, 

der Gemeinde einen solchen Werbeträger (hier PKW X)  zu 

übereignen, den sie am 21. Juni 2006 auch übergab. 

 

Mit Datum vom 9. August 2006 rechnete die Gemeinde u.a. die 

Erbringung von Werbefahrten mit dem PKW X vom 21. J uni 2006 

bis 20. Juni 2011 mit der Klägerin im Voraus in Höh e von 

9.810 € netto  ab. Da die Klägerin der Gemeinde bereits mit 

Rechnung vom 31. Juli 2006 ihre nach dem Vertrag vo m 2. Januar 

2006 zu erbringende Leistung mit dem gleichen Netto betrag von 

9.810 € in Rechnung gestellt hatte, verrechnete die  Klägerin 

die beiden Forderungen. 
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Aufgrund einer Umsatzsteuer-Sonderprüfung bei der G emeinde kam 

der Beklagte und Revisionskläger (das Finanzamt --F A--) zu dem 

Ergebnis, diese sei nicht berechtigt gewesen, für d ie Wer-

befahrten eine Rechnung mit Mehrwertsteuerausweis a uszustel-

len. Die mit dem Fahrzeug verbundenen Tätigkeiten d er Gemeinde 

seien nicht im Rahmen eines Betriebs gewerblicher A rt erfolgt. 

Ein solcher sei zu verneinen, weil die in Abschn. 2 3 Abs. 4 

der Umsatzsteuer-Richtlinien 2005 (UStR) genannte U msatzgrenze 

von 30.678 € nicht erreicht werde. 

 

Mit Bescheid vom 29. Dezember 2006 erkannte das FA die von der 

Gemeinde in der Rechnung vom 9. August 2006 ausgewi esene Mehr-

wertsteuer in Höhe von ... € nicht als abzugsfähige  Vorsteuer 

an und setzte gegenüber der Klägerin eine Umsatzste uer-

Vorauszahlung für August 2006 in Höhe von ... € fes t. 

 

Das Finanzgericht (FG) gab der Sprungklage statt. D ie Gemeinde 

sei mit dem dauerhaften Einsatz des Werbemobils sel bständig 

und nachhaltig zur Erzielung von Einnahmen, nämlich  um ein 

Fahrzeug zur Nutzung übereignet zu bekommen, tätig geworden. 

Die Werbeleistungen habe sie auf privatrechtlicher Grundlage 

erbracht und dabei den Bereich ihres hoheitlichen T ätigwerdens 

als Gemeinde verlassen. Auf die Umsatzgrenze von 30 .678 € 

komme es unter dem Blickwinkel des Gemeinschaftsrec hts nicht 

an. Es könne daher dahingestellt bleiben, ob der vo n der Klä-

gerin begehrte Vorsteuerabzug schon daraus folge, d ass die Ge-

meinde die Werbeleistungen ihrem Betrieb gewerblich er Art 

"Wasserversorgung" zugeordnet habe. Die Vorentschei dung ist 

veröffentlicht in Entscheidungen der Finanzgerichte  2008, 

1071. 

 

Mit seiner Revision rügt das FA Verletzung materiel len Rechts. 

Es trägt im Wesentlichen vor, das Fahrzeug sei zumi ndest weit 
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überwiegend für den gemeindlichen Bauhof und damit zur Erfül-

lung hoheitlicher Aufgaben eingesetzt worden. Der e rzielte 

Werbeeffekt sei lediglich ein Nebeneffekt, der kein e --hervor-

gehobene-- nachhaltige wirtschaftliche Tätigkeit de r Gemeinde 

darstelle. Auch wenn das Gemeinschaftsrecht keine s tarre Um-

satzgrenze vorsehe, bedeute dies nicht, dass jede n och so un-

bedeutende wirtschaftliche Tätigkeit steuerpflichti g sei. Pri-

vate Wettbewerber würden insoweit durch die Regelun g zur Be-

steuerung sog. Kleinunternehmer in § 19 Abs. 1 des Umsatzsteu-

ergesetzes 2005 (UStG) geschützt. 

 

Das FA beantragt, 

die Vorentscheidung aufzuheben und die Klage abzuwe isen. 

 

Die Klägerin beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie verweist im Wesentlichen auf das Urteil des FG.  Nach dem 

Gemeinschaftsrecht müsse sich die Tätigkeit nicht " wirtschaft-

lich herausheben". Die Wettbewerbsgleichheit verlan ge, gleiche 

wirtschaftliche Aktivitäten umsatzsteuerlich gleich  zu behan-

deln. Die Gemeinde sei zudem bereits mit der Wasser versorgung 

unternehmerisch tätig und dieses Unternehmen umfass e ihre ge-

samte gewerbliche und berufliche Tätigkeit. 

 

II. Die Revision des FA ist unbegründet. Sie ist da her zurück-

zuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung -- FGO--). Das 

FG hat der Klägerin den streitigen Vorsteuerabzug z u Recht zu-

erkannt. 

 

1. Gemäß § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG kann der Unt ernehmer 

die gesetzlich geschuldete Steuer für Lieferungen u nd sonstige 

Leistungen, die von einem anderen Unternehmer für s ein Unter-
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nehmen ausgeführt worden sind, als Vorsteuerbeträge  abziehen. 

Die Ausübung des Vorsteuerabzugs setzt voraus, dass  der Unter-

nehmer eine nach den §§ 14, 14a UStG ausgestellte R echnung be-

sitzt. Soweit der gesondert ausgewiesene Steuerbetr ag auf eine 

Zahlung vor Ausführung dieser Umsätze entfällt, ist  er bereits 

abziehbar, wenn die Rechnung vorliegt und die Zahlu ng geleis-

tet worden ist. 

 

Dies steht im Einklang mit Art. 17 Abs. 2 Buchst. a  der Sechs-

ten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 197 7 zur Har-

monisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa ten über 

die Umsatzsteuern (Richtlinie 77/388/EWG). Danach i st der 

Steuerpflichtige befugt, soweit er Gegenstände und Dienstleis-

tungen für Zwecke seiner besteuerten Umsätze verwen det, von 

der von ihm geschuldeten Steuer die im Inland gesch uldete oder 

entrichtete Mehrwertsteuer für Gegenstände und Dien stleistun-

gen, die ihm von einem anderen Steuerpflichtigen ge liefert 

wurden oder geliefert werden bzw. erbracht wurden o der er-

bracht werden, abzuziehen. 

 

2. Zutreffend hat das FG die Voraussetzungen des § 15 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 UStG bejaht und insbesondere mit Recht  dargelegt, 

die Gemeinde sei als Unternehmerin berechtigt gewes en, für die 

von ihr noch zu erbringenden Leistungen eine Rechnu ng mit 

Mehrwertsteuerausweis auszustellen. 

 

a) Mit der Verwendung des Werbemobils im Straßenver kehr für 

die Dauer von 5 Jahren erbringt die Gemeinde nachha ltig eine 

sonstige Leistung i.S. des § 3 Abs. 9 Satz 1 UStG ( vgl. Urteil 

des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 16. April 2008 XI R 56/06, 

BFHE 221, 475, BStBl II 2008, 909), nämlich eine We rbeleistung 

(vgl. § 3a Abs. 4 Nr. 2 UStG). 
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b) Diese Leistung erbringt die Gemeinde gegen Entge lt. 

 

aa) Nach der ständigen Rechtsprechung des Gerichtsh ofs der 

Europäischen Union (EuGH) und des BFH werden Leistu ngen nach 

den übereinstimmenden Regelungen in § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 

UStG und in Art. 2 Nr. 1 der Richtlinie 77/388/EWG gegen Ent-

gelt erbracht, wenn zwischen dem Leistenden und dem  Leistungs-

empfänger ein Rechtsverhältnis besteht, das zwische n der Leis-

tung und einem erhaltenen Gegenwert einen unmittelb aren Zusam-

menhang begründet und die Vergütung den Gegenwert f ür die 

Leistung bildet (vgl. BFH-Urteile vom 5. Dezember 2 007 

V R 60/05, BFHE 219, 455, BStBl II 2009, 486, m.w.N . zur 

Rechtsprechung von EuGH und BFH, und in BFHE 221, 4 75, BStBl 

II 2008, 909). 

 

Eine entgeltliche Leistung stellen auch der Tausch und der 

tauschähnliche Umsatz dar. Ein tauschähnlicher Umsa tz liegt 

vor, wenn das Entgelt für eine sonstige Leistung in  einer Lie-

ferung oder sonstigen Leistung besteht (§ 3 Abs. 12  Satz 2 

UStG). Voraussetzung hierfür ist, dass sich zwei en tgeltliche 

Leistungen i.S. des § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG ge genüberste-

hen, die lediglich durch die Modalität der Entgeltv ereinbarung 

(Tausch) miteinander verknüpft sind (BFH-Urteil vom  

6. Dezember 2007 V R 42/06, BFHE 221, 74, m.w.N.). Nicht maß-

geblich ist, ob die Vertragsparteien die einander e rbrachten 

Leistungen als entgeltlich oder unentgeltlich bezei chnen (BFH-

Urteil vom 10. Juli 1997 V R 95/96, BFHE 183, 296, BStBl II 

1997, 668). Der Gegenwert wird bei Tausch und tausc hähnlichen 

Umsätzen i.S. von § 3 Abs. 12 UStG durch eine tatsä chlich er-

haltene Gegenleistung erbracht, die nicht in Geld b esteht, 

aber in Geld ausdrückbar sein muss (BFH-Urteil in B FHE 221, 

475, BStBl II 2008, 909). 
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bb) Als Gegenwert und damit als Entgelt für die von  ihr in dem 

fünfjährigen Verwendungszeitraum noch zu erbringend en Werbe-

leistungen hat die Gemeinde nach den unstreitigen F eststellun-

gen des FG das Fahrzeug übereignet erhalten, für da s sie 

selbst keine Anschaffungskosten tragen musste. Auch  die Fi-

nanzverwaltung geht in einem solchen Fall von einem  tauschähn-

lichen Umsatz aus, dessen Bemessungsgrundlage aus V ereinfa-

chungsgründen mit dem Wert des Einkaufspreises des Fahrzeugs 

angesetzt werden könne (Schreiben der Oberfinanzdir ektion 

Karlsruhe vom 29. Februar 2008 -S 7100- Rz 1.1.2 un d 1.2, USt-

Kartei BW § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG S 7100 Karte 16). S oweit die 

Werbeleistungen zum Zeitpunkt der Übereignung des P KW X noch 

nicht erbracht waren, stellt sich dieser Gegenwert --das 

Fahrzeug-- als Vorauszahlung dar. 

 

c) Mit dem Einsatz des Werbemobils ist die Gemeinde  insoweit 

auch als Unternehmerin i.S. des § 2 Abs. 1 Satz 1 u nd 2 UStG 

bzw. Steuerpflichtige i.S. des Art. 4 Abs. 1 der Ri chtlinie 

77/388/EWG tätig geworden. 

 

aa) Entgegen der Auffassung des FA steht dem Vorste uerabzug 

nicht entgegen, dass es sich bei ihr um eine jurist ische Per-

son des öffentlichen Rechts handelt und diese nach § 2 Abs. 3 

Satz 1 UStG nur im Rahmen ihrer Betriebe gewerblich er Art (§ 1 

Abs. 1 Nr. 6, § 4 des Körperschaftsteuergesetzes -- KStG--) und 

ihrer land- oder forstwirtschaftlichen Betriebe gew erblich 

oder beruflich tätig sind, soweit keiner der in § 2  Abs. 3 

Satz 2 UStG geregelten Sonderfälle vorliegt.  

 

§ 2 Abs. 3 Satz 1 UStG ist unter Berücksichtigung v on Art. 4 

Abs. 5 der Richtlinie 77/388/EWG richtlinienkonform  auszulegen 

(vgl. z.B. BFH-Urteile vom 27. Februar 2003 V R 78/ 01, BFHE 

201, 554, BStBl II 2004, 431, unter II.3., und vom 5. Februar 
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2004 V R 90/01, BFHE 205, 323, BStBl II 2004, 795, unter 

II.4.b bb; vgl. auch Kraeusel, Umsatzsteuer-Rundsch au --UR-- 

2010, 480, 486 ff.). Art. 4 Abs. 5 der Richtlinie 7 7/388/EWG 

bestimmt: 

 

(5) Staaten, Länder, Gemeinden und sonstige Einrich tungen des 
öffentlichen Rechts gelten nicht als Steuerpflichti ge, soweit 
sie die Tätigkeiten ausüben oder Leistungen erbring en, die ih-
nen im Rahmen der öffentlichen Gewalt obliegen, auc h wenn sie 
im Zusammenhang mit diesen Tätigkeiten oder Leistun gen Zölle, 
Gebühren, Beiträge oder sonstige Abgaben erheben. 
 
Falls sie jedoch solche Tätigkeiten ausüben oder Le istungen 
erbringen, gelten sie für diese Tätigkeiten oder Le istungen 
als Steuerpflichtige, sofern eine Behandlung als Ni cht-Steuer-
pflichtige zu größeren Wettbewerbsverzerrungen führ en würde. 
 
Die vorstehend genannten Einrichtungen gelten in je dem Fall 
als Steuerpflichtige in Bezug auf die in Anhang D a ufgeführten 
Tätigkeiten, sofern der Umfang dieser Tätigkeiten n icht unbe-
deutend ist. 
 
..." 
 
Danach sind juristische Personen des öffentlichen R echts Un-

ternehmer i.S. von § 2 Abs. 3 Satz 1 UStG i.V.m. § 4 KStG, 

wenn sie Leistungen gegen Entgelt auf privatrechtli cher Grund-

lage unter den gleichen rechtlichen Bedingungen wie  ein priva-

ter Wirtschaftsteilnehmer erbringen (BFH-Urteile in  BFHE 205, 

323, BStBl II 2004, 795; vom 22. September 2005 V R  28/03, 

BFHE 211, 566, BStBl II 2006, 280; vom 12. Oktober 2004 

V R 15/02, BFH/NV 2005, 388; vom 3. Juli 2008 V R 5 1/06, BFHE 

222, 128, BStBl II 2009, 213, unter II.2., und vom 20. August 

2009 V R 30/06, BFHE 226, 465). 

 

bb) Dies ist hier der Fall. Die Gemeinde erbringt d ie --ent-

geltlichen-- Werbeleistungen auf der Grundlage des mit der 

Klägerin abgeschlossenen zivilrechtlichen Vertrages  und nicht 

im Rahmen der eigens für sie geltenden öffentlich-r echtlichen 

Regelungen. 
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Zwar stehen die Fahrten im Zusammenhang mit dem Ein satz des 

Fahrzeugs für gemeindliche --möglicherweise hoheitl iche-- Zwe-

cke. Hierauf kommt es aber nach der Rechtsprechung des EuGH 

nicht an (EuGH-Urteile vom 17. Oktober 1989 Rs. C-2 31/87 und 

C-129/88 --Comune di Carpaneto Piacentino u.a.--, S lg. 1989, 

3233, UR 1991, 77, Randnr. 13, und vom 12. Septembe r 2000 

Rs. C-276/97 --Kommission/Frankreich--, Slg. 2000, I-6251, In-

ternationales Steuerrecht 2000, 620, Randnr. 33). A ußerdem ha-

ben die entgeltlichen Werbeleistungen auch nichts m it der öf-

fentlichen Aufgabenstellung der Gemeinde bzw. des B auhofs zu 

tun. Es ist auch unerheblich, ob die Gemeinde mit d em Werbemo-

bil zusätzliche, nicht durch den Gemeindebetrieb ve ranlasste 

Fahrten unternommen hat oder das Fahrzeug anderweit ig beson-

ders werbewirksam eingesetzt hat. 

 

Im Übrigen hat die Gemeinde mit ihrem Anschreiben a n poten-

tielle Werbekunden, die sie auf die Möglichkeit des  Werbemo-

bils hingewiesen hat, und mit ihrer Teilnahme an de r werbe-

wirksam angekündigten Fahrzeugübergabe weitere Werb eleistungen 

zugunsten der Klägerin --auf privatrechtlicher Grun dlage-- er-

bracht. 

 

cc) Nach Art. 4 Abs. 5 der Richtlinie 77/388/EWG ko mmt es für 

die Frage, ob die Gemeinde in Bezug auf ihre Werbel eistungen 

als Steuerpflichtige (bzw. Unternehmerin i.S. des U StG) tätig 

geworden ist, entgegen der Auffassung des FA und im  Gegensatz 

zu § 4 Abs. 1 Satz 1 KStG (vgl. BFH-Urteil vom 13. März 1974 

I R 7/71, BFHE 112, 61, BStBl II 1974, 391) nicht d arauf an, 

ob die ausgeübte Tätigkeit oder erbrachte Leistung von einer 

eigenständigen Einrichtung ausgeführt wird. Die Ric htlinie 

stellt in Art. 4 Abs. 5 vielmehr ausschließlich auf  die je-
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weils ausgeübte Tätigkeit oder erbrachte Leistung a ls solche 

ab. 

 

dd) Entgegen der Auffassung des FA kann der Gemeind e die Un-

ternehmereigenschaft nicht mit der Begründung versa gt werden, 

die von ihr erzielten Werbeumsätze seien zu gering.  

 

Die im Rahmen der privatwirtschaftlichen Erwerbstät igkeit er-

zielten Einnahmen der Gemeinde unterliegen bei der gebotenen 

richtlinienkonformen Auslegung den gleichen umsatzs teuerrecht-

lichen Bestimmungen wie die Umsätze anderer Unterne hmen auch. 

Danach kommt es für die Unternehmereigenschaft --au ch einer 

juristischen Person des öffentlichen Rechts-- nicht  darauf an, 

ob sich ihre wirtschaftliche Tätigkeit innerhalb ih rer Gesamt-

betätigung "wirtschaftlich" heraushebt und bestimmt e Umsatz-

grenzen überschreitet. Der Wortlaut des Art. 4 Abs.  5 der 

Richtlinie 77/388/EWG gibt keinen Hinweis auf derar tige Gren-

zen. Bereits mit dem BFH-Urteil vom 25. Oktober 198 9 

V R 111/85 (BStBl II 1990, 868) hat der BFH --unter  Verweis 

auf das BFH-Urteil vom 11. Januar 1979 V R 26/74 (B FHE 127, 

83, BStBl II 1979, 746)-- festgestellt, dass Gewinn - oder Um-

satzgrenzen keine geeigneten, allein maßgeblichen K riterien 

zur Bestimmung der Steuerpflicht einer Körperschaft  des öf-

fentlichen Rechts nach § 2 Abs. 3 UStG 1967 sind (v gl. auch 

Klenk in Sölch/Ringleb, Umsatzsteuer, September 200 7, § 2 

Rz 232; Kraeusel, UR 2010, 480, 488). Entgegen der Auffassung 

des FA kann der Klägerin --und der Gemeinde-- somit  nicht ent-

gegengehalten werden, die von der Gemeinde erzielte n Umsätze 

erreichten nicht die in Abschn. 23 Abs. 4 UStR aufg eführten 

und aus den Körperschaftsteuer-Richtlinien 2004 (KS tR) über-

nommenen Umsatzgrenzen. 
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Soweit das FA die in Abschn. 23 Abs. 4 UStR i.V.m. R 6 Abs. 5 

KStR genannte Umsatzgrenze von 30.678 € mit der Beg ründung 

verteidigt, § 2 Abs. 3 UStG und Art. 4 Abs. 5 der R ichtlinie 

77/388/EWG seien Schutzvorschriften zugunsten von p rivaten Un-

ternehmern und bei einer bloß unbedeutenden wirtsch aftlichen 

Tätigkeit einer juristischen Person des öffentliche n Rechts 

sei ein derartiger Schutz nicht erforderlich, da pr ivate Un-

ternehmer dann durch die Kleinunternehmerregelung i n § 19 

Abs. 1 UStG ausreichend geschützt seien, vermag der  Senat dem 

nicht zu folgen. 

 

Zum einen trifft der Ausgangspunkt dieser Überlegun g (Schutz-

vorschriften zugunsten privater Unternehmer) jedenf alls nicht 

uneingeschränkt zu. Denn der EuGH hat entschieden, Art. 4 

Abs. 5 Unterabs. 2 der Richtlinie 77/388/EWG sei da hin auszu-

legen, dass die Einrichtungen des öffentlichen Rech ts, soweit 

sie Tätigkeiten ausüben oder Leistungen erbringen, die ihnen 

im Rahmen der öffentlichen Gewalt obliegen, nicht n ur dann als 

Steuerpflichtige gelten, wenn ihre Behandlung als N ichtsteuer-

pflichtige aufgrund des Art. 4 Abs. 5 Unterabs. 1 o der 4 der 

Richtlinie 77/388/EWG zu größeren Wettbewerbsverzer rungen zu-

lasten ihrer privaten Wettbewerber führen würde, so ndern auch 

dann, wenn sie derartige Verzerrungen zu ihren eige nen Lasten 

zur Folge hätte (vgl. EuGH-Urteil vom 4. Juni 2009 

Rs. C-102/08 --Salix--, BFH/NV 2009, 1222, UR 2009,  484). 

 

Zum anderen hat eine juristische Person des öffentl ichen 

Rechts, die einen oder mehrere Betriebe gewerbliche r Art un-

terhält, nur ein einheitliches Unternehmen im umsat zsteuer-

rechtlichen Sinne, das ihre sämtlichen Betriebe gew erblicher 

Art sowie ihre land- und forstwirtschaftlichen Betr iebe um-

fasst (BFH-Urteil vom 18. August 1988 V R 194/83, B FHE 154, 

274, BStBl II 1988, 932). 
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Im Streitfall unterhielt die Gemeinde bereits vor A ufnahme der 

Werbefahrten den steuerpflichtigen Betrieb gewerbli cher Art 

"Wasserversorgung", dessen Umsätze unstreitig die i n § 19 

Abs. 1 Satz 1 UStG genannten Grenzen überstiegen. D a die Wer-

beleistungen im umsatzsteuerlichen Sinne zu dem ein heitlichen 

Unternehmen der Gemeinde gehören, kommt eine isolie rte Anwen-

dung der Kleinunternehmerregelung gemäß § 19 UStG a uf die Um-

sätze aus den Werbeleistungen nicht in Betracht. 

 

ee) Zu einem anderen Ergebnis führt auch nicht die Auffassung 

des FA, die Gemeinde habe mit der Konzeption, Planu ng und 

Durchführung von Werbemaßnahmen sowie der Akquisiti on von Wer-

bekunden Tätigkeiten eines gewerblichen Werbebüros i.S. der 

Nr. 10 des Anhangs D der Richtlinie 77/388/EWG entf altet und 

wäre deshalb nur dann Unternehmerin, wenn der Umfan g dieser 

Tätigkeit --anders als im Streitfall-- nicht unbede utend wäre. 

 

Art. 4 Abs. 5 Unterabs. 3 der Richtlinie 77/388/EWG  bestimmt 

in Verbindung mit Nr. 10 des Anhangs D, dass eine j uristische 

Person des öffentlichen Rechts in jedem Fall als St euerpflich-

tige (Unternehmerin) gilt, wenn sie die Tätigkeit e ines ge-

werblichen Werbebüros in nicht unbedeutendem Umfang  ausübt. 

Die Formulierung "in jedem Fall" schließt entgegen der Auffas-

sung des FA nicht aus, dass eine solche Tätigkeit, selbst wenn 

sie einen unbedeutenden Umfang haben sollte, gleich wohl aus 

anderen Gründen unternehmerisch ausgeübt werden kan n. Ein sol-

cher Grund liegt im Streitfall schon deshalb vor, w eil die Ge-

meinde bereits wegen einer anderen Tätigkeit Untern ehmerin 

ist. 
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ff) Die Klägerin besitzt des Weiteren unstreitig ei ne mit al-

len für den Vorsteuerabzug notwendigen Angaben vers ehene Rech-

nung über die fraglichen Werbeleistungen. 
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